Stimmen Sie am Freitag mit Nein! Das Geordnete-Rückkehr-Gesetz darf nicht verabschiedet werden! 
Sehr geehrte ... 
am kommenden Freitag stehen im Bundestag zahlreiche Gesetzentwürfe aus dem Bereich des Asyl‐ und Aufenthaltsrechts zur Abstimmung, unter anderem auch das als Geordnete-Rückkehr-Gesetz bekannte Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht. 

Das Geordnete-Rückkehr-Gesetz ist ein Ausgrenzungs- und Entrechtungsgesetz. Zehntausende schutzsuchende Menschen werden in Deutschland permanent in Angst vor Haft und vor Abschiebungen in menschenunwürdigen Zuständen leben. In einem Offenen Brief an alle Bundestagsabgeordneten vom 2. Juni 2019 legen zahlreiche Verbände dar, warum dieses Gesetz verfassungswidrig, menschenfeindlich und unwürdig ist – darunter das Deutsche Kinderhilfswerk und der Paritätische Gesamtverband, siehe https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Offener-Brief-Geordnete-Rückkehr-Gesetz.pdf
Ich bin entsetzt darüber, dass die SPD-Fraktion dieses Gesetz mittragen will! 
Ich schließe mich der Bewertung der 100 prominenten Mitglieder und Mandatsträger der SPD an, die ihre Partei öffentlich dazu aufrufen, das Geordnete-Rückkehr-Gesetz und weitere Gesetzesverschärfungen abzulehnen: „Es geht um mehr als um ein einfaches Gesetz. Es geht um den Kern, den die Sozialdemokratie ausmacht, die mit solchen Gesetzen zerschmolzen wird. Unsere Geschichte mahnt und verpflichtet uns.“ 
Siehe: http://chng.it/CdFhrtJB4z
Daher appelliere ich mit Nachdruck an Sie, diesem Gesetz am Freitag Ihre Zustimmung zu verweigern. Mit einer Zustimmung zu dem Gesetz würde sich die SPD endgültig von ihrem Slogan „Solidarität, Zusammenhalt, Menschlichkeit“ entfernen und diesen ad Absurdum führen. 

Ich zähle auf Sie!

Mit besten Grüßen 

